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§ 1 Einleitung 
Das am 1. Januar 2016 in Kraft getretene Aufsichtssystem „Solvency II“ 
hat das Versicherungsaufsichtsrecht europaweit und umfassend reformiert. 
Den Kern der Reform bildet die am 25. November 2009 vom Europäischen 
Parlament und dem Rat erlassene sog. Solvency II-Richtlinie.1 Sie enthält 
insbesondere neue Anforderungen an die Kapitalausstattung von Versiche-
rungsunternehmen, etabliert neue, hohe Standards der Geschäftsorganisati-
on und reformiert die Publizitätsanforderungen. Nach aktuellem Stand 
wird die Solvency II-Richtlinie von einer Delegierten Verordnung,2 einer 
Durchführungsverordnung3 sowie mehreren Technischen Regulierungs- 
und Durchführungsstandards4 flankiert.  

Die Arbeiten an der Reform des Versicherungsaufsichtsrechts wurden be-
reits um die Jahrtausendwende initiiert. Auslöser der Reform war der im 
Jahr 1999 verabschiedete Aktionsplan für Finanzdienstleistungen,5 der die 
große Bedeutung von europaweiten aufsichtsrechtlichen und regulatori-
schen Strukturen für das Entstehen eines gemeinsamen Binnenmarkts be-
tont.6 Zunächst wurden im Jahr 2002 im Hinblick auf eine gesunde Aus-
stattung der europäischen Versicherungsinstitute mit ausreichendem Ei-
genkapital zwei Richtlinien über die Solvabilitätsspanne erlassen, die ge-
meinsam das sog. Solvency I-Regime darstellen.7 Während der Planungs- 

                                                 
1  Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Aus-

übung von Versicherungs- und Rückversicherungstätigkeit vom 25. November 2009, ABlEU 2009, Nr. L 
335, S. 1. 

2 Delegierte Verordnung (EU) 2015/35 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur Ergänzung der Richtlinie 
2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der Ver-
sicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II), ABlEU 2015, Nr. l 12, S. 1, die am 
10. Oktober 2014 von der Europäischen Kommission erlassen und nach der Zustimmung des Europäischen 
Parlaments und des Rates am 17. Januar 2015 veröffentlicht worden und am Folgetag in Kraft getreten ist. 

3 Durchführungsverordnung (EU) 2016/165 der Kommission vom 5. Februar 2016 zur Festlegung techni-
scher Informationen für die Berechnung von versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigen-
mitteln für Meldungen mit Stichtagen vom 1. Januar bis zum 30. März 2016 im Einklang mit der Richtlinie 
2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates („Solvabilität II“), ABlEU 2016, Nr. L 32, S. 31. 

4 Siehe unten § 3 I. 3.  
5 Mitteilung der Kommission, Finanzdienstleistungen: Umsetzung des Finanzmarktrahmens: Aktionsplan 

vom 11. Mai 1999, KOM (1999) 232. 
6 Mitteilung der Kommission, Finanzdienstleistungen: Umsetzung des Finanzmarktrahmens: Aktionsplan 

vom 11. Mai 1999, KOM (1999) 232, S. 12. 
7  Richtlinie 2002/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. März 2002 zur Änderung der 

Richtlinie 73/239/EWG des Rates hinsichtlich der Bestimmung über die Solvabilitätsspanne für Schaden-
versicherungsunternehmen, ABlEG 2002, Nr. L 77, S. 17; Richtlinie 2002/12/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. März 2002 zur Änderung der Richtlinie 79/267/EWG des Rates hinsichtlich 
der Bestimmung über die Solvabilitätsspanne für Lebensversicherungsunternehmen, ABlEG 2002, Nr. L 
77, S. 11; Armbrüster, EuZW 2013, 686. 
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und Ausarbeitungsphase der Solvency II-Richtlinie kam es im Juli 2007 
zum Ausbruch der Finanzmarktkrise in den USA, die sich rasant auf die 
weltweite Finanz- und Realwirtschaft ausdehnte. Um die Ursachen der 
Krise zu erforschen und zukünftig Fehlentwicklungen zu vermeiden,8 wur-
de im Jahr 2008 eine Expertengruppe für Finanzaufsicht in der Euro-
päischen Union, die sog. De-Larosière-Gruppe, gebildet. Sie wurde damit 
beauftragt Rechtsbereiche, die im Zusammenhang mit der Finanzmarkt-
krise als kritisch aufgefallen waren, sowie die bestehenden Aufsichts-
strukturen zu überdenken.9 Die De-Larosiére-Gruppe identifizierte das 
Versagen der Versicherungsaufsicht als hauptursächlichen Faktor für den 
Kollaps der amerikanischen Versicherungsgruppe AIG10 zu Beginn der Fi-
nanzmarktkrise.11 Auf ihre Empfehlung wurde am 1. Januar 2011 die EI-
OPA als eine der drei europäischen Finanzaufsichtsbehörden eingerichtet 
und mit neuen, weit reichenden Befugnissen ausgestattet. Diese Entwick-
lung trug dazu bei, dass der Starttermin des Solvency II-Regimes mehrfach 
verschoben werden musste. Zu Verzögerungen kam es zudem, weil auf-
grund der langanhaltenden Niedrigzinsphase nach der Finanzmarktkrise 
Regelungen der Solvency II-Richtlinie durch die sog. Omnibus II-Richtli-
nie12 angepasst werden sollten, sich die Verabschiedung Letzterer aufgrund 
zeitintensiver Diskussionen verzögerte und allgemein die Befürchtung be-
stand, dass die Mitgliedstaaten die Richtlinie aufgrund ihrer Komplexität 
nicht rechtzeitig umsetzen könnten.13 In Deutschland ist die Solvency II-

                                                 
8  Bericht der „High-Level Group on Financial Supervision in the EU“ (De Larosière-Bericht) vom 

25. Februar 2009, Rn. 1, abrufbar unter http://ec.europa.eu/finance/general-policy/docs/de_larosiere_report_ 
en.pdf (zuletzt abgerufen am 16. Oktober 2016). 

9  Bericht der „High-Level Group on Financial Supervision in the EU“ (De Larosière-Bericht) vom 25. Febru-
ar 2009, S. 3 f., abrufbar unter http://ec.europa.eu/finance/general-policy/docs/de_larosiere_report_en.pdf 
(zuletzt abgerufen am 16. Oktober 2016); Baur/Boegl, BKR 2011, 177.  

10  Bericht der „High-Level Group on Financial Supervision in the EU“ (De Larosière-Bericht) vom 25. Febru-
ar 2009, S. 82, abrufbar unter http://ec.europa.eu/finance/general-policy/docs/de_larosiere_report_en.pdf 
(zuletzt abgerufen am 16. Oktober 2016); Lüttringhaus, EuZW 2011, 856, 859. 

11 Bericht der „High-Level Group on Financial Supervision in the EU“ (De Larosière-Bericht) vom 25. Febru-
ar 2009, Rn. 25 ff., abrufbar unter http://ec.europa.eu/finance/general-policy/docs/de_larosiere_report_ 
en.pdf (zuletzt abgerufen am 16. Oktober 2016). 

12 Richtlinie 2014/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 zur Änderung der 
Richtlinien 2003/71/EG und 2009/138/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, (EU) Nr. 1094/2010 
und (EU) Nr. 1095/2010 im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), ABlEU 2014, Nr. L 153, S. 1.  

13 Siehe unten § 2 IV. 1.  
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Richtlinie durch das Gesetz zur Modernisierung der Finanzaufsicht über 
Versicherungen umgesetzt worden.14  

 

I. Fragestellung 

Eine weitere Ursache für die Finanzmarktkrise war nach den Erkenntnissen 
der De-Larosière-Gruppe neben dem Versagen der Versicherungsaufsicht 
das Versagen der Unternehmensführungen der Gesellschaften.15 So beka- 
men nach der Krise auch die Aufsichtsräte von Kredit- und Finanzinsti- 
tuten verstärkte Aufmerksamkeit in der gesellschaftlichen sowie gesell-
schaftsrechtlichen Diskussion.16 Im Hinblick auf die Finanzmarktkrise 
wurde den Aufsichtsgremien vorgeworfen, oftmals weder Art noch Um-
fang der Risiken, mit denen sie konfrontiert waren, verstanden zu haben.17 
Die Lösung erblickte der europäische Gesetzgeber darin, die Aufsichtsor-
gane von Finanzinstituten innerhalb der Unternehmen zu stärken:18 Neben 
einer Steigerung der an die Mitglieder des Aufsichtsrats gestellten persön-

                                                 
14 Hierzu wurde am 23. August 2011 der erste Referentenentwurf veröffentlicht, der durch die Regierungs-

entwürfe vom 18. April 2012 (Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Zehnten Gesetzes zur Änderung 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes vom 18. April 2012, BT-Drucks. 17/9342) und vom 22. Oktober 2014 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Gesetzes zur Modernisierung der Finanzaufsicht über Versiche-
rungen vom 22. Oktober 2014, BT-Drucks. 18/2956) novelliert und schließlich am 5. Februar 2015 vom 
Bundestag und am 6. März 2015 vom Bundesrat verabschiedet wurde; das Gesetz wurde am 1. April 2015 
ausgefertigt (Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Gesetzes zur Modernisierung der Finanzaufsicht 
über Versicherungen vom 22. Oktober 2014, BT-Drucks. 18/2956). 

15 Bericht der „High-Level Group on Financial Supervision in the EU“ (De Larosière-Bericht) vom 25. Febru-
ar 2009, Rn. 23, abrufbar unter http://ec.europa.eu/finance/general-policy/docs/de_larosiere_report_en.pdf 
(zuletzt abgerufen am 16. Oktober 2016).  

16 Bericht der „High-Level Group on Financial Supervision in the EU“ (De Larosière-Bericht) vom 25. Febru-
ar 2009, Rn. 23 f., abrufbar unter http://ec.europa.eu/finance/general-policy/docs/de_larosiere_report_ 
en.pdf (zuletzt abgerufen am 16. Oktober 2016); Benning-Rohnke/Paul, Der Aufsichtsrat 2012, 53; 
vgl. Berger, VersR 2010, 422; Bihr/Blättchen, BB 2007, 1285; Bihr/Philippsen, DStR 2011, 1133; 
Brandi/Gieseler, NZG 2012, 1321; vgl. Dreher, VersR 2012, 1061, 1067; ders., in: FS Hoffmann-Becking, 
2013, S. 313; Habbe/Köster, BB 2011, 265; vgl. Krauel/Broichhausen, VersR 2012, 823, 825; Thümmel, 
AG 2004, 83; Velte/Buchholz, ZBB 2013, 400; vgl. auch Weber-Rey, AG-Report 2009, R353, R355; krit. 
zum Vorwurf, die Unternehmensverfassung von deutschen Unternehmen habe die Krise gefördert, Hasse, 
VersR 2010, 18, 26; Louven/Ernst, VersR 2014, 151, 154; Louven/Raapke, VersR 2012, 257; Peltzer, NZG 
2009, 1041; vgl. Ruter/Rosken, DB 2011, 1123, 1124. Der Aufsichtsrat geriet allerdings in der Vergangen-
heit immer wieder in die Kritik, vgl. bspw. Lutter, AG 1994, 176 ff., laut Lutter, in: Bayer/Habersack, Ak-
tienrecht im Wandel, S. 389, 428 seit seiner Einführung. 

17 Grünbuch Corporate Governance in Finanzinstituten und Vergütungspolitik vom 2. Juni 2010, KOM (2010) 
284 endgültig, S. 2, 7, 12 f.; Hilgers/Kurta, ZBB 2010, 471, 472; Peltzer, NZG 2009, 1041; vgl. Wittig, 
WM 2010, 2337, 2339. 

18 Krauel/Broichhausen, VersR 2012, 823, 825; Weber-Rey, AG-Report 2009, R353, R355; Wittig, WM 2010, 
2337, 2339, 2342. 
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lichen Anforderungen19 sollten die Zusammensetzung des Aufsichtsrats 
verbessert und die Effektivität der Aufsichtsratsarbeit gesteigert werden.20  

Die aktuellen Entwicklungen im Versicherungsaufsichtsrecht sowie die 
Aufmerksamkeit, die der Aufsichtsrat in den letzten Jahren in der (europäi-
schen) Politik und Gesetzgebung, in der nationalen gesellschaftsrechtlichen 
Literatur und in der Rechtsprechung erfahren hat,21 geben Anlass dazu, das 
Solvency II-Regime aus der Sicht des Aufsichtsrats einer Aktiengesell-
schaft, einer SE oder eines VVaG22 zu beleuchten. Gegenstand der Arbeit 
sind rechtliche Fragen, die sich für den Aufsichtsrat eines Versicherungs-
unternehmens im Hinblick auf das Solvency II-Regime stellen.  

Untersucht wird zunächst die zu den Kernaufgaben des Aufsichtsrats gehö-
rende Überwachungspflicht gemäß § 111 Abs. 1 S. 1 AktG23 hinsichtlich 
der reformierten Geschäftsorganisation im Solvency II-Regime. Vor In-
krafttreten der Reform wurden die Anforderungen an die Geschäftsorgani-
sation in Versicherungsunternehmen in § 64a VAG a.F. geregelt.24 Nun-
mehr erstrecken sich die Regelungen auf §§ 23–34 VAG, die wiederum 
durch Art. 258–275 DVO konkretisiert werden. Da eine Konkretisierung 
der Überwachungspflicht des Aufsichtsrats für sämtliche Elemente der Ge-
schäftsorganisation den Rahmen dieser Arbeit bei Weitem sprengen würde, 
beschränkt sich die Untersuchung auf die Überwachung ausgewählter 
Elemente der Geschäftsorganisation: Die Einrichtung einer transparenten 
                                                 
19 Berger, VersR 2010, 422; Louven/Ernst, VersR 2014, 151, 155; Weber-Rey, AG-Report 2009, R353, R355; 

so auch die Entwicklung der Anforderungen an den Aufsichtsrat im DCGK, siehe Keiluweit, DStR 2010, 
2251 ff.; Wittig, WM 2010, 2337, 2339. 

20 Wittig, WM 2010, 2337, 2339.  
21 In den letzten Jahrzehnten ist in der nationalen aktienrechtlichen Literatur mehrfach der Ruf nach einem Be-

rufsaufsichtsrat laut geworden, Claussen/Bröcker, AG 2000, 481, 490; Roth/Wörle, ZGR 2004, 565, 628; 
Schiessl, AG 2002, 593, 599; bei börsennotierten Gesellschaften Bihr/Philippsen, DStR 2011, 1133, 1135. 
Daneben wurde eine zunehmende Professionalisierung des Aufsichtsrats beobachtet und teilweise weiter 
angeregt, Cahn, in: Veil, Unternehmensrecht in der Reformdiskussion, S. 139, 140 ff., 143 ff.; Neideck, Die 
Mitwirkung der Hauptversammlung bei der Ausübung der Personalkompetenz, S. 103 f.; Peltzer, Deutsche 
Corporate Governance, Rn. 272 ff.; Weber-Rey, in: Veil, Unternehmensrecht in der Diskussion, S. 162 ff.; 
Feddersen, AG 2000, 385, 389 f.; Hommelhoff/Mattheus, AG 1998, 249, 255 f.; Jung, WM 2013, 2110 ff.; 
Wasse, AG 2011, 685; für eine Besetzungserklärung plädierend Langenbucher, ZGR 2012, 314, 340 f.; Lut-
ter, in: Hommelhoff/Hopt/v. Werder, Hdb. Corporate Governance, S. 321, 326; ders., DB 2009, 775, 778; 
ders., EuZW 2009, 799, 801 ff.; ähnlich Bihr/Philippsen, DStR 2011, 1133, 1134; krit. Mertens/Cahn, in: 
KölnKomm-AktG, Vorb. § 95 Rn. 7; Säcker, AG 2004, 180, 184; Schaaf, ZVersWiss (2010) 98, 613, 641 f. 
Insgesamt ist die Debatte über die Verbesserung der Aufsichtsratstätigkeit allerdings keinesfalls neu: Kritik 
am Aufsichtsrat wird bereits seit seiner Einführung geübt, siehe dazu Lutter, in: Bayer/Habersack, Aktien-
recht im Wandel, S. 389, 428; Kaetzler/Hoops, BKR 2013, 192; siehe unten § 5 V. 

22 Im Folgenden „Versicherungsunternehmen“, „Unternehmen“ oder „Gesellschaft“. 
23 Pentz, in: Fleischer, Hdb. Vorstandsrecht, § 17 Rn. 2; Vetter, in: Marsch-Barner/Schäfer, Hdb. börsen-

notierte AG, § 23 Rn. 1; Wiesner, in: Münch. Hdb. AG, § 19 Rn. 1; Jäger, DStR 1995, 671, 673. 
24 Die Qualifikationsanforderungen an Aufsichtsratsmitglieder waren in § 7a Abs. 4 VAG a.F. geregelt.  
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Organisationsstruktur, die Integration der vier sog. Governance-Funktionen 
(Risikomanagementfunktion,25 Compliance-Funktion, interne Revisions-
funktion, versicherungsmathematische Funktion) in die Organisations-
struktur, die interne Organisation und Wirksamkeit der vier Governance-
Funktionen sowie die Einrichtung eines wirksamen Risikomanagement-
systems und eines internen Kontrollsystems. Die Anforderungen an die 
Organisationsstruktur werden insbesondere im Hinblick auf die Integration 
der Governance-Funktionen und die interne Organisation der Governance-
Funktionen – anders als die Anforderungen an die Systeme – im Sol-
vency II-Regime nicht detailliert gesetzlich geregelt. Daher muss die Un-
tersuchung mit der Ausgestaltung der Geschäftsorganisation im Hinblick 
auf diese Elemente beginnen. In einem zweiten Schritt wird in Anbetracht 
des vom Aufsichtsrat anzuwendenden Sorgfaltsmaßstabs gemäß §§ 116, 93 
AktG die diesbezügliche Überwachungspflicht des Aufsichtsrats konkre- 
tisiert. Da die Überwachungsaufgabe eng mit der Informationsversorgung 
des Aufsichtsrats zusammenhängt und Letztere auch im Rahmen der Frage 
der Anwendbarkeit der Business Judgment Rule gemäß §§ 116 S. 1, 93 
Abs. 1 S. 2 AktG eine herausgehobene Rolle spielt,26 wird zudem die Frage 
untersucht, wie die Informationsversorgung des Aufsichtsrats im Solven- 
cy II-Regime auszugestalten ist und welche Pflichten den Aufsichtsrat im 
Hinblick auf die eigene Informationsversorgung treffen. Weitere Schwer-
punkte bilden die unter dem Solvency II-Regime geltenden Qualifika- 
tionsanforderungen an Aufsichtsratsmitglieder, die erforderliche Gesamt- 
qualifikation des Aufsichtsrats und die Frage, ob und gegebenenfalls wie 
die Einhaltung der gesetzlichen Qualifikationsvorschriften gewährleistet 
werden kann.  

Das Ziel der Untersuchung ist es, einen Beitrag zur sachgerechten Ausle-
gung und Anwendung der Vorschriften der Solvency II-Richtlinie, der 
DVO und des novellierten VAG, die den Aufsichtsrat hinsichtlich der in 
dieser Arbeit untersuchten Themen betreffen, zu leisten. Soweit zweckmä-
ßig, wird die vor Inkrafttreten des Solvency II-Regimes geltende Rechts-
lage dargestellt, um die eingetretenen Änderungen im Hinblick auf die 
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats zu verdeutlichen. Auch praktische 
Erwägungen und Gestaltungshinweise werden berücksichtigt.  
                                                 
25 Die Risikomanagementfunktion ist als „Risikocontrollingfunktion“ bereits aus § 64a Abs. 7 Nr. 3 lit. b) cc) 

VAG a.F. bekannt.  
26 Siehe unten § 5 V.  
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II. Gang der Bearbeitung 

Im ersten Teil dieser Arbeit wird zunächst die rechtliche Entwicklung des 
Versicherungsaufsichtsrechts in Deutschland und Europa nachgezeichnet. 
In diesem Rahmen werden insbesondere der Inhalt, der Anwendungsbe-
reich und die wichtigsten Regelungstechniken der Solvency II-Richtlinie 
erläutert (§ 2). Anschließend wird dargestellt, wie die europaweite Reform 
des Versicherungsaufsichtsrechts im Wege des mehrstufigen europäischen 
Gesetzgebungsverfahrens, des sog. „Lamfalussy-Verfahrens“, abläuft, und 
welche Vor- und Nachteile dieses Verfahren mit sich bringt. Des Weiteren 
sind die Ziele der Reform zu erläutern (§ 3). Der erste Teil schließt mit ei-
ner Zusammenfassung der Untersuchungsergebnisse, die für die weitere 
Bearbeitung relevant sind (§ 4).  

Im zweiten Teil dieser Arbeit wird nach einer allgemeinen Darstellung der 
Aufsichtsratstätigkeit im Versicherungsunternehmen unter Solvency II 
(§ 5) die Überwachung ausgewählter Elemente der reformierten Ge-
schäftsorganisation durch den Aufsichtsrat untersucht: Die Einrichtung ei-
ner transparenten Organisationsstruktur, die Integration der vier Gover-
nance-Funktionen in die Organisationsstruktur, die interne Organisation 
und Wirksamkeit der vier Governance-Funktionen und die Einrichtung ei-
nes wirksamen Risikomanagementsystems und eines wirksamen internen 
Kontrollsystems (§ 6). Dem schließt sich eine Analyse der Informations-
versorgung des Aufsichtsrats eines Versicherungsunternehmens im Sol-
vency II-Regime an (§ 7). Des Weiteren wird die vom Aufsichtsrat ge-
schuldete Überwachungsintensität insbesondere im Hinblick auf die Sol-
vency II-Reform erläutert (§ 8). Der zweite Teil schließt mit einer Zusam-
menfassung der Untersuchungsergebnisse (§ 9). 

Der dritte Teil der Untersuchung wendet sich den Qualifikationsanforde-
rungen an Aufsichtsratsmitglieder und der erforderlichen Gesamtqualifika-
tion des Aufsichtsrats zu. Zunächst wird der Anwendungsbereich der 
Rahmenvorschrift Art. 42 Solvency II, die Qualifikationsanforderungen für 
Personen enthält, die das Unternehmen tatsächlich leiten oder andere 
Schlüsselaufgaben innehaben, im Hinblick auf den Aufsichtsrat untersucht 
(§ 10). Darauf folgt eine Analyse der europarechtskonformen Umsetzung 
des Art. 42 Solvency II in § 24 VAG (§ 11). Auf der Grundlage dieser Er-
gebnisse werden die für die einzelnen Aufsichtsratsmitglieder und den Ge-
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samtaufsichtsrat geltenden Qualifikationsanforderungen jeweils im Ver-
gleich zur vor Inkrafttreten des Solvency II-Regimes geltenden Rechtslage 
analysiert (§ 12). Darüber hinaus wird die Frage behandelt, ob und gege-
benenfalls wie die Einhaltung der Qualifikationsvorschriften gewährleistet 
werden kann. Dazu ist zu prüfen, welche Personen oder Personengruppen 
im Versicherungsunternehmen für die Einhaltung der Qualifikationsvor-
schriften verantwortlich sind und gegebenenfalls welche Mittel ihnen hier-
für zur Verfügung stehen. Schließlich wird erörtert, wie ein Auswahlpro-
zess geeigneter Aufsichtsratsmitglieder gestaltet werden könnte (§ 13). Der 
dritte Teil schließt mit einer Zusammenfassung der Untersuchungsergeb-
nisse (§ 14).  

Der vierte Teil enthält eine Zusammenfassung der Ergebnisse in Thesen 
(§ 15).  
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Erster Teil: Das Solvency II-Regime  

§ 2 Die Entwicklung des Versicherungsaufsichtsrechts 
in Deutschland und Europa 

Seit den Anfängen des Versicherungswesens im 16. Jahrhundert und dem 
Erlass erster versicherungsaufsichtsrechtlicher Vorschriften gegen Ende 
des 18. Jahrhunderts27 entwickelt sich das Versicherungsrecht in Deutsch-
land laufend fort. Auch das erste einheitliche Versicherungsaufsichtsgesetz 
aus dem Jahr 1901 blieb nicht lange unverändert. Seit der Gründung der 
EWG ist es insbesondere durch europäische Vorschriften verändert und 
weiterentwickelt worden.28 Im Folgenden wird diese Entwicklung nachge-
zeichnet und insbesondere die Solvency II-Richtlinie, die Basis der Sol-
vency II-Reform, hinsichtlich ihres Inhalts, ihres Anwendungsbereichs und 
ihrer Regelungstechniken vorgestellt.  

 

I. Die Geschichte der Versicherungsaufsicht in 
Deutschland im Überblick 

Die Geschichte des Versicherungsrechts in Deutschland beginnt Anfang 
des 16. Jahrhunderts, als Vertreter der Kameralistik29 anfingen, sich mit 
dem Versicherungswesen zu beschäftigen.30 Das eigentliche Ziel der 
sog. Kameralisten war es, Wege zur Hebung der Staatseinkünfte zu fin-
den.31 Zu diesem Zweck untersuchten sie die Tätigkeit der Finanz- und Do- 
mänenverwaltung sowie die fürstliche Schatzkammer des Staates.32 Zwar 
konnten sie ihr Ziel nur teilweise erreichen; ihre Forschungen hatten aber 
einen erheblichen Einfluss auf die Entwicklung der Idee der Versiche-
                                                 
27  Koch, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht 

in Deutschland, Band I, S. 7 f. 
28 Vgl. Verlag C.H. Beck, in: Prölss, VAG, Vorwort zur 12. Auflage, S. V.  
29  Kameralistik ist ein in der deutschen Literatur seit dem 18. Jahrhundert gebräuchlicher Begriff für die Fi-

nanzwissenschaft, welche in erster Linie die Grundsätze der Verwaltung der Kammergüter der Fürsten zum 
Gegenstand hatte, Creifelds/Weber, Rechtswörterbuch, S. 665 f.  

30  Koch, in: Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht in 
Deutschland, Band I, S. 5; vgl. Koch, in: Schwebler u.a., Dieter Farny und die Versicherungswissenschaft, 
S. 271, 278. 

31 Koch, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht 
in Deutschland, Band I, S. 5.  

32  Koch, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht 
in Deutschland, Band I, S. 5. 



10 

rung.33 Erste Versorgungseinrichtungen bildeten sich im mittelalterlichen 
Zunft- und Gildewesen.34 Letzteren fehlte es jedoch an einer mathema-
tisch-statistischen Grundlage für die Berechnung der Beiträge und Auszah-
lungen, was Missstände und Zusammenbrüche von Kassen zur Folge hat-
te.35 Der Göttinger Senator und Kämmerer Johann Augustin Kritter (1721–
1798) machte aufgrund dieser Entwicklungen auf die Notwendigkeit von 
mathematisch-statistischen Grundlagen für das Versicherungsgeschäft auf- 
merksam und gilt als Begründer der angewandten Versicherungsmathema-
tik.36 Die versicherungsaufsichtsrechtlichen Überlegungen und Regelungen 
sind also damals wie heute37 nicht lediglich aus theoretischen Überlegun-
gen entstanden, sondern von der Wirtschaft geprägt und entwickelt wor-
den.38  

In der Mitte des 18. Jahrhunderts entstanden mehrere sowohl staatliche als 
auch private Versicherungsunternehmen.39 Mit der preußischen Verord-
nung über „Aussteuer-, Begräbnis- und andere Gesellschaften, zu welchen 
Geldsammlungen geschehen“ vom 13. März 1781 begann die staatliche 
Aufsicht zur Verhinderung von Missständen, indem der Betrieb der Unter-
nehmen fortan einer Genehmigung bedurfte.40 In der Reichsstadt Nürnberg 
folgte am 1. Juni 1786 und in der Hansestadt Hamburg am 4. Oktober 1786 
der Erlass erster Regelungen im Bereich der Versicherungsaufsicht, insbe-
sondere für die (Neu-)Zulassung von Versicherungsunternehmen.41 Im Kö- 
nigreich Hannover wurde am 24. Januar 1828 die erste Konzessionspflicht 
für private Feuerversicherungsunternehmen erlassen und die entsprechen-
den Unternehmen damit der Aufsicht unterstellt.42  

                                                 
33  Koch, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht 

in Deutschland, Band I, S. 5. 
34 Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 4.  
35  Koch, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht 

in Deutschland, Band I, S. 6. 
36  Koch, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht 

in Deutschland, Band I, S. 9. 
37  Vgl. oben § 1. 
38  Koch, in: Schwebler u.a., Dieter Farny und die Versicherungswissenschaft, S. 271 f. 
39 Beispielsweise im Jahr 1771 die Königlich-Preußische Allgemeine Witwen-Verpflegungsanstalt unter 

Friedrich dem Großen, Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, 
Rn. 4. 

40  Koch, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht 
in Deutschland, Band I, S. 7.  

41  Koch, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht 
in Deutschland, Band I, S. 7 f. 

42 Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 6.  
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Zusammen mit dem ersten deutschlandweit einheitlichen Versicherungs-
aufsichtsgesetz (VAG) vom 12. Mai 1901 wurde die erste einheitliche 
staatliche Versicherungsaufsicht eingeführt.43 Das Kaiserliche Aufsichts-
amt für Privatversicherung, später Reichsaufsichtsamt für Privatversiche-
rung, war in Berlin ansässig und nahm seine Tätigkeit am 1. Juli 1902 
auf.44 Die Grundidee der Aufsicht bestand in der Verhinderung von Miss-
ständen im Bereich der Versicherungsaufsicht und in der Wahrung der Be-
lange der Versicherten.45  

In den ersten Jahren nach der Einführung des VAG galt es, die bereits be-
stehenden privaten Versicherungsunternehmen erstmalig zu erfassen, ein-
heitliche Aufsichtsgrundsätze zu entwickeln, auf einheitliche Versiche-
rungsbedingungen hinzuwirken und den Weg für ein einheitliches Versi-
cherungsvertragsgesetz zu ebnen.46 Zwischen 1914 und 1923 bestand die 
Herausforderung der Aufsichtsbehörde darin, die Probleme für die Versi-
cherungsbranche zu lösen, die mit der Industrialisierung, Inflation und 
Weltwirtschaftskrise einherkamen.47 Die Bemühungen waren nicht durch-
gängig erfolgreich. So brach beispielsweise die Frankfurter Allgemeine 
Versicherungsgesellschaft im Sommer 1929 zusammen.48  

Während der Zeit des Nationalsozialismus in den Jahren von 1933 bis 
1945 wurde die Aufsichtsbehörde zunehmend ein Instrument der Wirt-
schaftslenkung.49 Mit der VAG-Novelle vom 5. März 1937 sind der Auf-
sichtsbehörde durch Änderungen des VAG neue Eingriffsbefugnisse einge-
räumt worden, damit sie wirtschaftslenkende Maßnahmen vornehmen 

                                                 
43 Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 19; vgl. Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systemati-

sche Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 17; vgl. R. Schmidt/Präve, in: Prölss, VAG, Vorbem. Rn. 1.  
44  Goldberg, in: Goldberg/Müller, VAG, Einl. Rn. 8; Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 19; 

vgl. Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 18; 
R. Schmidt/Präve, in: Prölss, VAG, Vorbem. Rn. 1; Koch, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/ Trom-
meshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht in Deutschland, Band I, S. 24; Grote/Schaaf, VersR 
2012, 17. 

45  Vgl. Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 19; 
R. Schmidt/Präve, in: Prölss, VAG, Vorbem. Rn. 1; Ruge, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trom- 
meshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht in Deutschland, Band I, S. 40. 

46  Ruge, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht 
in Deutschland, Band I, S. 28. 

47  Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 19; R. Schmidt/Präve, in: Prölss, VAG, Vorbem. Rn. 1. 
48 Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 19; vgl. Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systemati-

sche Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 23. 
49  Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 20; vgl. Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systemati-

sche Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 27; Ruge, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trom- 
meshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht in Deutschland, Band I, S. 40 f., 45 ff. 
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konnte.50 Die bedeutendste Änderung stellte die Einführung einer Bedürf-
nisprüfung im Zulassungsverfahren eines Versicherungsunternehmens 
dar.51 Fortan oblag es dem Reichswirtschaftsminister festzulegen, unter 
welchen Voraussetzungen ein Bedürfnis für ein neues Versicherungsunter-
nehmen bestand.52 In einer Richtlinie führte der Reichswirtschaftsminister 
aus, dass bei Anträgen auf Errichtung neuer Versicherungsunternehmen 
das Bedürfnis im Allgemeinen zu verneinen und bei der Zulassung ein 
strenger Maßstab anzulegen sei.53 So wurden die Ermessens- und Ent-
scheidungsspielräume der Aufsichtsbehörde im Hinblick auf die Versa-
gung der Zulassung zum Geschäftsbetrieb und der Einfluss des Reichswirt-
schaftsministeriums vergrößert.54 Darüber hinaus wurde § 81a VAG a.F. 
eingeführt, der der Aufsichtsbehörde umfangreiche Eingriffsbefugnisse 
einräumte.55 In der Praxis fungierte die Vorschrift als nahezu unbeschränk-
te Generalklausel.56 Geplant waren noch weitere Änderungen des VAG, 
welche bei ihrer Realisierung den Präsidenten des Reichsaufsichtsamts 
zum Generaldirektor des deutschen Versicherungswesens und das Auf-
sichtsrecht vollständig zu einem Mittel autoritärer Wirtschaftslenkung ge-
macht hätten.57 Aufgrund des Zusammenbruchs des Nationalsozialismus 
mit dem Dritten Reich im Mai 1945 ist es jedoch nicht mehr zu diesen Än-
derungen gekommen.58  

Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs übernahmen die Besatzungsmäch-
te in den jeweils von ihnen besetzten Zonen die Aufgaben des Reiches und 
der Länder, mithin auch die Versicherungsaufsicht.59 Die Besatzungsmäch-
te regelten Letztere auf unterschiedliche Weise.60 Während die amerikani-
                                                 
50  Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 20; Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische 

Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 25; Ruge, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 
100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht in Deutschland, Band I, S. 45 ff.; Tigges, Versicherungsauf-
sicht, S. 109. 

51  Tigges, Versicherungsaufsicht, S. 109. 
52  Tigges, Versicherungsaufsicht, S. 111. 
53  Tigges, Versicherungsaufsicht, S. 111 f. 
54  Ruge, in: Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht in 

Deutschland, Band I, S. 47 f. 
55  Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 25; Tigges, Versi-

cherungsaufsicht, S. 112 f. 
56  Tigges, Versicherungsaufsicht, S. 113. 
57  Ruge, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht 

in Deutschland, Band I, S. 48; Tigges, Versicherungsaufsicht, S. 114. 
58  Tigges, Versicherungsaufsicht, S. 114 f. 
59  Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 28; Wöhrle, H. 

Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht in Deutsch-
land, Band I, S. 45. 

60 Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 28.  
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schen und französischen Besatzungsmächte die Aufsicht an die Länder 
übertrugen und regionale Aufsichtsbehörden mit der Aufsicht betrauten, 
implementierte die britische Besatzungsmacht eine einheitliche Zonenauf-
sicht und übertrug lediglich die Aufsicht über kleine Versicherungsunter-
nehmen auf die Länder.61 Diese Zersplitterung der Versicherungsaufsicht 
wurde schließlich mit dem Gesetz über die Errichtung eines Bundesauf-
sichtsamts für das Versicherungs- und Bausparwesen (BAG) beendet.62 
Am 4. April 1952 nahm das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
und Bausparwesen (BAV) seine Tätigkeit in Berlin auf und löste die west-
lichen Besatzungsmächte USA, Frankreich und Großbritannien ab.63 In der 
sowjetischen Besatzungszone wurde nach dem Ende des Krieges für jedes 
Land zunächst eine eigene staatliche Versicherungsanstalt eingerichtet.64 
Nach der Gründung der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) am 
7. Oktober 1949 wurde in der ehemaligen sowjetischen Besatzungszone 
das Versicherungswesen zentralisiert.65 Dieser Prozess gipfelte in der Ein-
richtung der „Deutschen Versicherungs-Anstalt“, einem staatlichen Mono-
polunternehmen; die Versicherungsaufsicht nach dem VAG in der Fassung 
vom 5. März 1937 hatte sich damit in Deutschland endgültig erledigt.66  

Nach dem Mauerfall wurde das Versicherungsmonopol in der DDR durch 
Abschluss des Staatsvertrags zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR, der am 1. Juli 1990 in Kraft trat, abgeschafft.67 Mit dem Bei-
tritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland am 3. Oktober 1990 trat das 
gesamte Bundesrecht und damit auch das VAG für die neuen Bundesländer 
in Kraft.68 Am 1. Mai 2002 ist schließlich das BAV mit den ehemaligen 

                                                 
61 Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 28. 
62 Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 30.  
63  Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 20; Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische 

Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 31. 
64  Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 20; Grimm, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/ 

Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht in Deutschland, Band I, S. 92 ff. 
65  Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 20. 
66  Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 20; Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische 

Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 42 ff.; Grimm, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommes- 
hauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht in Deutschland, Band I, S. 98. 

67  Grimm, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsauf-
sicht in Deutschland, Band I, S. 102 ff. 

68  Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 26; Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische 
Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 45; R. Schmidt/Präve, in: Prölss, VAG, Vorbem. Rn. 3; Grimm, in: 
H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht in 
Deutschland, Band I, S. 102 ff. 
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Bundesämtern für das Kreditwesen und den Wertpapierhandel zu einer 
einheitlichen Behörde, der BaFin, zusammengelegt worden.69 

 

II. Das VAG in der europäischen Rechtsentwicklung 

Das VAG bestand bereits vor Inkrafttreten des Solvency II-Regimes zu 
großen Teilen aus umgesetztem Gemeinschaftsrecht.70 Die europäischen 
Einflüsse auf das VAG begannen mit der Gründung der EWG mit dem 
Vertrag vom 25. März 1957 (Römische Verträge)71 und sind seitdem we-
sentlich durch die Verträge von Maastricht (1992), Amsterdam (1997), 
Nizza (2001) und Lissabon (2007, umfassende Neuregelung im EUV und 
AEUV zum 1. Dezember 2009) weiterentwickelt worden.72 Ziel der Ver-
träge ist es, durch die Harmonisierung der Gesetzgebungen einen „Ge-
meinsamen Markt“ in den Mitgliedstaaten zu erreichen.73 Mit der Annähe-
rung der Wirtschaftspolitik wird eine harmonische Entwicklung des Wirt-
schaftslebens innerhalb der Gemeinschaft angestrebt, was die Stabilität er-
höhen und die Lebensqualität der in der Gemeinschaft lebenden Menschen 
steigern soll.74 Die Bestimmungen der Art. 49–55 AEUV75 zur Niederlas-
sungsfreiheit, der Art. 56–62 AEUV76 zur Dienstleistungsfreiheit und der 
Art. 63–73 AEUV77 zum freien Kapitalverkehr und das Verbot der Diskri-
minierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit gemäß Art. 18 AEUV78 
bilden den Grundstein der Harmonisierung.79 Zwar hielten die Römischen 
Verträge das Ziel eines gemeinsamen Versicherungsmarkts nicht ausdrück-
lich fest; innerhalb der Verwaltung bestand aber Einigkeit, dass auch im 
                                                 
69 Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 53.  
70 Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 46; Verlag C.H. 

Beck, in: Prölss, VAG, Vorwort zur 12. Auflage, S. V.  
71  Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 21; R. Schmidt/Präve, in: Prölss, VAG, Vorbem. 

Rn. 25; Donhauser, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versiche-
rungsaufsicht in Deutschland, Band I, S. 123 ff.; Tigges, Versicherungsaufsicht, S. 129. 

72  Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 21. 
73  Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor § 1 Rn. 21; vgl. Langheid, in: MünchKomm-VVG, Systemati-

sche Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 46; Donhauser, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/ 
Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht in Deutschland, Band I, S. 123; Tigges, Versi-
cherungsaufsicht, S. 129. 

74  Tigges, Versicherungsaufsicht, S. 129. 
75  Ex-Artikel 52–58 EGV.  
76 Ex-Artikel 59–66 EGV. 
77  Ex-Artikel 67–73 EGV.  
78  Ex-Artikel 12 EGV.  
79  R. Schmidt/Präve, in: Prölss, VAG, Vorbem. Rn. 26; Donhauser, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/ 

Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungsaufsicht in Deutschland, Band I, S. 123. 
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Bereich des Versicherungsrechts ein rechtlich und faktisch einheitlicher 
und national nicht mehr unterteilbarer Versicherungsmarkt geschaffen 
werden sollte.80 Um eine grenzüberschreitende Tätigkeit der Versiche-
rungsunternehmen zu ermöglichen, sind auf sekundärrechtlicher Ebene 
zahlreiche Richtlinien erlassen worden. Sie regeln Einzelheiten bezüglich 
der Ausübung und Tätigkeit sowohl der Versicherer im EG/EWR-Raum 
als auch der Versicherungsunternehmen aus Drittländern, die Versiche-
rungsgeschäfte im EG/EWR-Raum ausüben.81 Sämtliche Richtlinien wur-
den im Laufe der Zeit vom deutschen Gesetzgeber in nationales Recht um-
gesetzt.82 Unter ihnen waren zwei Richtlinien über die Solvabilitätsspanne, 
die im Jahr 2002 erlassen wurden und gemeinsam das sog. Solvency I-
Regime darstellen.83 Sie enthalten Mindestanforderungen an die Eigenmit-
telausstattung der Lebensversicherungsunternehmen und Schadenversiche-
rungsunternehmen und sollten die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der 
Unternehmen positiv beeinflussen.84  

In der Solvency II-Richtlinie werden alle vierzehn bereits bestehenden 
Richtlinien in dem Bereich der Versicherungsaufsicht, inklusive der Richt-
linien des Solvency I-Systems, zusammengeführt,85 ergänzt sowie teilweise 
geändert.86  

 

                                                 
80  Tigges, Versicherungsaufsicht, S. 130. 
81  Donhauser, in: H. Müller/Golz/Washausen-Richter/Trommeshauser, 100 Jahre materielle Versicherungs-

aufsicht in Deutschland, Band I, S. 123. 
82  Vgl. R. Schmidt/Präve, in: Prölss, VAG, Vorbem. Rn. 30 bis 49; Kaulbach/Pohlmann, in: FKBP, VAG, Vor 

§ 1 Rn. 29. 
83  Richtlinie 2002/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. März 2002 zur Änderung der 

Richtlinie 73/239/EWG des Rates hinsichtlich der Bestimmung über die Solvabilitätsspanne für Schaden-
versicherungsunternehmen, ABlEG 2002, Nr. L 77, S. 17; Richtlinie 2002/12/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. März 2002 zur Änderung der Richtlinie 79/267/EWG des Rates hinsichtlich 
der Bestimmung über die Solvabilitätsspanne für Lebensversicherungsunternehmen, ABlEG 2002, Nr. L 
77, S. 11; Armbrüster, EuZW 2013, 686. 

84  Schröder, in: Looschelders/Pohlmann, VVG, Vorbemerkung D., Rn. 17. 
85  Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Auf-

nahme und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) vom 
26. Februar 2008, KOM (2008) 119 endgültig, S. 2 f.; Geiger, in: Bürkle, Compliance in Versicherungsun-
ternehmen, § 3 Rn. 52; Zeides, in: Bähr, Hdb. Versicherungsaufsichtsrecht, § 6 Rn. 6; Bürkle, WM 2012, 
878; Dreher/Schaaf, WM 2008, 1765; Grote/Schaaf, VersR 2012, 17. 

86  Schröder, in: Looschelders/Pohlmann, VVG, Vorbemerkung D., Rn. 17; Zeides, in: Bähr, Hdb. Versiche-
rungsaufsichtsrecht, § 6 Rn. 6; Bürkle, WM 2012, 878; Lüttringhaus, EuZW 2011, 822.  
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III. Die Solvency II-Richtlinie 

Mit der Solvency II-Richtlinie hat der europäische Gesetzgeber den 
Grundstein für eine Neuausrichtung des Versicherungsaufsichtsrechts in 
den Mitgliedstaaten gelegt.87 Die Umsetzung der Richtlinie hat im deut-
schen Recht eine umfangreiche Reform des VAG ausgelöst.88 In ihrem Fo-
kus stehen die Solvenzanforderungen an Versicherungsunternehmen, wie 
schon der Titel „Solvency II“ zeigt.89 Darüber hinaus werden andere we-
sentliche Bereiche der Versicherungsaufsicht zu großen Teilen neu gere-
gelt.90 Die Richtlinie betrifft mit der Aufnahme und Ausübung der Versi-
cherungstätigkeit die gesamte Zulassungs- und Tätigkeitsaufsicht.91  

 

1. Das Richtlinienverfahren im Überblick 

Die Arbeiten an der Reform der Versicherungsaufsicht wurden bereits um 
die Jahrtausendwende initiiert, nachdem im Aktionsplan für Finanzdienst-
leistungen die große Bedeutung von europaweiten aufsichtsrechtlichen und 
regulatorischen Strukturen für das Entstehen eines gemeinsamen Binnen-
markts hervorgehoben worden war.92 Am 10. Juli 2007 wurde der erste 
Richtlinienvorschlag der Kommission veröffentlicht93 und am 26. Februar 
2008 eine überarbeitete Fassung vorgelegt.94 Die Richtlinie wurde vorbe-
haltlich einer rein sprachlichen Überprüfung vom Finanzministerrat am 

                                                 
87  Bürkle, in: FKBP, VAG, Solvabilität II, Rn. 1; vgl. ders., VersR 2007, 1595, 1596; Marcelli, ZVersWiss 

(2014) 103, 119, 122. 
88  Gause, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 325; Gal/Sehrbrock, 

Die Umsetzung der Solvency II-Richtlinie durch die 10. VAG-Novelle, S. 7; Bürkle, WM 2012, 878. 
89  Gal/Sehrbrock, Die Umsetzung der Solvency II-Richtlinie durch die 10. VAG-Novelle, S. 13. 
90  Bürkle, WM 2012, 878.  
91  Bürkle, in: FKBP, VAG, Solvabilität II Rn. 22. 
92 Mitteilung der Kommission, Finanzdienstleistungen: Umsetzung des Finanzmarktrahmens: Aktionsplan 

vom 11. Mai 1999, KOM (1999) 232, S. 12.  
93  Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und 

Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) vom 26. Februar 2008, 
KOM (2007) 361 endgültig.  

94  Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Auf-
nahme und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) vom 
26. Februar 2008, KOM (2008) 119 endgültig; vgl. Gause, in: MünchKomm-VVG, Systematische Einfüh-
rung in das Aufsichtsrecht, Rn. 326. 
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5. Mai 2009 vorläufig und am 25. November 2009 endgültig erlassen.95 
Am 6. Januar 2010 ist sie in Kraft getreten.96  

Ursprünglich sollte die Richtlinie bis zum 31. Oktober 2012 in nationales 
Recht umgesetzt werden, vgl. Art. 309 Abs. 1 UAbs. 1 Solvency II. Dieser 
Termin konnte nicht eingehalten werden. Der Grund dafür war, dass die 
Kommission im Januar 2011 einen Vorschlag zur Änderung der Solvency 
II-Richtlinie angenommen hatte; durch die sog. Omnibus II-Richtlinie soll-
te die Solvency II-Richtlinie noch vor ihrer Umsetzung an die Neuerungen 
des Vertrags von Lissabon angepasst werden.97 Außerdem waren einige 
Modifikationen im Hinblick auf die neue Aufsichtsarchitektur, insbesonde-
re die Errichtung der EIOPA, erforderlich.98 Daneben hatte die anhaltende 
Niedrigzinsphase neuerlichen Diskussionsbedarf ausgelöst.99 So enthielt 
der Omnibus II-Vorschlag signifikante Änderungen in Bezug auf Versiche-
rungsprodukte mit langjährigen Garantien,100 nachdem eine Auswirkungs-
studie ergeben hatte, dass die dazu in der Solvency II-Richtlinie enthalte-
nen Vorschriften geändert werden müssten.101 Aufgrund der Komplexität 
des Vorschlags für die Omnibus II-Richtlinie bestand die Gefahr, dass die 
Omnibus II-Richtlinie nicht vor dem Umsetzungs- und Anwendungszeit-
punkt der Solvency II-Richtlinie in Kraft treten könnte und die Solvency 
II-Richtlinie somit vor den in der Omnibus II-Richtlinie vorgesehenen 
Übergangsvorschriften und Anpassungen umzusetzen gewesen wäre.102 
Um sicherzustellen, dass der Inhalt der Omnibus II-Richtlinie bei der Um-
setzung der Solvency II-Richtlinie berücksichtigt werden konnte und um 

                                                 
95  Benkel/Hirschberg, Lebens- und Berufsunfähigkeitsversicherung, Rn. 14; Gause, in: MünchKomm-VVG, 

Systematische Einführung in das Aufsichtsrecht, Rn. 326; ABlEU 2009 Nr. L 335, S. 1. 
96  Gemäß Art. 311 S. 1 Solvency II tritt die Richtlinie am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im 

Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. Veröffentlicht wurde die Richtlinie am 17. Dezember, ABlEU 
2009, Nr. L 335. 

97  Lüttringhaus, EuZW 2011, 822, 828.  
98 Kerkloh, in: Dreher/Wandt, Solvency II in der Rechtsanwendung 2012, S. 1, 3; Lüttringhaus, EuZW 2011, 

822, 828; Weber-Rey/Horak, WM 2013, 721. 
99  „Statement by Commissioner Michel Barnier on the application date of Solvency II“ vom 2. Oktober 2013, 

MEMO/13/841; Kerkloh, in: Dreher/Wandt, Solvency II in der Rechtsanwendung 2012, S. 1, 3; Armbrüs-
ter, EuZW 2013, 686, 687; Weber-Rey/Horak, WM 2013, 721, 722. 

100  „Statement by Commissioner Michel Barnier on the application date of Solvency II“ vom 2. Oktober 2013, 
MEMO/13/841; Kerkloh, in: Dreher/Wandt, Solvency II in der Rechtsanwendung 2012, S. 1, 3; Armbrüs-
ter, EuZW 2013, 686, 687; Weber-Rey/Horak, WM 2013, 721, 722. 

101  EIOPA, Technical Findings on the Long-Term Guarantees Assessment, 14. Juni 2013, EIOPA/13/296; 
Armbrüster, EuZW 2013, 686, 687.  

102  Richtlinie 2012/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. September 2012 zur Änderung 
der Richtlinie 2009/138/EG (Solvabilität II) hinsichtlich des Zeitpunkts ihrer Umsetzung und des Zeit-
punkts ihrer Anwendung sowie des Zeitpunkts der Aufhebung bestimmter Richtlinien, ABlEU 2012, Nr. L 
249, S. 2. 
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eine Überbelastung der Mitgliedstaaten zu vermeiden, wurde der Zeitpunkt 
der Umsetzung der Solvency II-Richtlinie schließlich im September 2012 
verschoben.103 Die Mitgliedstaaten sollten die Solvency II-Richtlinie nun-
mehr bis zum 30. Juni 2013 umsetzen.104 Auch dieser Zeitplan wurde je-
doch nicht eingehalten. In einer Erklärung vom 2. Oktober 2013 erklärte 
Kommissar Michel Barnier, dass der Umsetzungszeitpunkt auf den 1. Ja-
nuar 2016 verschoben werden solle,105 der Inhalt des Omnibus II-Vor- 
schlags sei noch immer in der Diskussion und noch nicht als Omnibus II-
Richtlinie in Kraft getreten.106 Aus Gründen der Rechtssicherheit für die 
Unternehmen und die Aufsichtsbehörden musste der Beginn des Anwen-
dungszeitraums somit erneut hinausgezögert werden.107  

In Deutschland ist die Solvency II-Richtlinie durch das Gesetz zur Moder-
nisierung der Finanzaufsicht über Versicherungen umgesetzt worden.108 
Hierzu wurde im Jahre 2011 der erste Referentenentwurf vom 23. August 
2011 veröffentlicht, der durch die Regierungsentwürfe vom 18. April 
2012109 und vom 22. Oktober 2014110 novelliert wurde. Am 5. Februar 
2015 ist das Gesetz vom Bundestag und am 6. März 2015 vom Bundesrat 
verabschiedet worden; am 1. April 2015 wurde es ausgefertigt.111 Die 
durch das Gesetz reformierte Fassung des VAG ist am 1. Januar 2016 in 
Kraft getreten.  
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